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Gemeinde Frittlingen  - Bebauungsplan „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“ 
-Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB- 
Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

ENRW Energieversorgung Rottweil GmbH Co. KG - Schreiben vom 29.11.2022 Timo Merkt  

(H) Stellungnahme zur Frühzeitigen Beteiligung wurde zwar in der Abwägung entsprochen, jedoch nur teilweise umgesetzt
Vielen Dank für Ihr Schreiben vom 25.10.2022, mit welchem Sie uns als Träger öffentlicher Belange erneut am Verfahren betei-
ligen.  
Im Abwägungsbeschluss zu den eingegangenen Stellungnahmen konnten wir entnehmen, dass unsere Anregungen aus unserer 
Stellungnahme vom 15.11.2021 entsprochen wurde. Leiter mussten wir feststellen, dass diese nur teilweise im aktuellen B-Plan 
umgesetzt wurden.  

 Kenntnisnahme. 

(A) Schutzstreifen von 4 m Breite im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans darstellen
Deshalb bitten wir Sie erneut darum, unsere Gas-Hochdruckleitung inklusive Schutzstreifen von 4 m Breite im BPlan auszuwei-
sen.  

Es folgt ein Planausschnitt aus dem Zeichnerischen Teil. 

 Der Anregung wird 
entsprochen. 

(A) Im Textteil der Planungsrechtlichen Festsetzungen noch Leitungsrechte zu Gunsten der ENRW nachtragen
Ergänzen Sie auch bitte den Textteil unter Punkt 2.7 in den „Planungsrechtliche Festsetzungen“, dass innerhalb der mit Schutz-
streifen bezeichneten Flächen der Gasleitung eine Bebauung oder eine andere Nutzung nicht zulässig ist. Bislang sind dort le-
diglich Ausführungen zu bestehenden Leitungsrechten zugunsten des Zweckverbandes Oberer Neckar und der Netze BW auf-
geführt.  
Es folgt ein Auszug aus den Planungsrechtlichen Festsetzungen Kap. 2.7. Flächen mit Geh,- Fahr- und Leitungsrechten 

  

 Der Anregung wird 
entsprochen. 
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Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Fortsetzung ENRW Energieversorgung Rottweil GmbH Co. KG  

(A) Nachweis führen, das die Pflanzgebote 2 und 4 zulässig sind
Bezüglich der Pflanzgebote 2 und 4 möchten wir abermals darauf hinweisen, dass diese 
nicht zulässig sind, sofern eine Beeinträchtigung unseres Meldekabels bzw. der Hoch-
druckleitung nicht ausgeschlossen werden kann. Dies bitten wir nachzuweisen. Ansons-
ten ist eine widerrechtlich vorgenommene Bepflanzung im Bereich unserer dinglich gesi-
cherten Leitungstrasse nicht automatisch zulässig, selbst wenn diese bereits besteht.  

Das Pflanzgebot Pfg 2 für zwei großkronige Bäume wurde verscho-
ben. Die beiden Bäume weisen nun einen Abstand von 2 m zum Lei-
tungsrecht auf.  
Beim Pflanzgebot 4 handelt es sich wohl um die Pflanzbindung PfG 4 
für ein bestehendes Gehölz, das die Gasleitung und den Leitungs-
schutzstreifen überlagert. Sollte sich in der Zukunft die Notwendig-
keit für eine Änderung der Pflanzbindungen (best. Gehölze) oder der 
Pflanzgebote (Pfg) (gepl. Gehölze) ergeben, wird Landwirt Herr 
Benne dies mit der ENRW einvernehmlich klären. 

Der Anregung wird 
entsprochen. 

(H) Hinweis auf mögliche Gefährdungen der Gasleitung durch Bepflanzungen; 
Hinweis auf das  DVGW Merkblatt GW 125, die DIN 18920 und möglichen Wurzel-
schutzmaßnahmen  

Wir weisen erneut darauf hin, dass Bepflanzungen unsere Versorgungsanlagen nicht ge-
fährden und notwendige Abgrabungen anlässlich von Störungsbeseitigungen nicht be-
hindert werden dürfen. Ebenfalls weisen wir darauf hin, dass das DVGW Merkblatt GW 
125 und die DIN 18920 zu beachten und ggf. Wurzelschutzmaßnahmen erforderlich sind. 

 

 Kenntnisnahme. 

(A) Beteiligen Sie uns bitte auch am weiteren Verfahren. Eine weitere Beteiligungsphase findet im Bebauungsplan nicht statt.  
Der Vorhabenträger ist verpflichtet die ENRW in allen die Gasleitung 
betreffenden Verfahren, Bau- und Bepflanzungsarbeiten einzubin-
den.  

Kenntnisnahme, 
siehe nebenste-
hende Stellung-
nahme. 
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Gemeinde Frittlingen  - Bebauungsplan „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“ 
-Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB- 
Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Gemeinde Aldingen - Email vom 22.11.2022 Marc Krasser  

(H) Belange der Gemeinde sind nicht betroffen 
Für die Beteiligung am BPlan-Verfahren "Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof" in Frittlingen bedanken wir uns. 
Anregungen und Hinweise werden keine vorgebracht, die Belange der Gemeinde Aldingen sind nicht betroffen. 

 Kenntnisnahme. 

 

Gemeinde Frittlingen  - Bebauungsplan „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“ 
-Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB- 
Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Gemeinde Gosheim - Schreiben vom 09.11.2022 Bürgermeister André Kielack  

(H) Keine Stellungnahme, da Belange der Gemeinde nicht betroffen sind.
Im Rahmen des Verfahrensschritts „Beteiligung der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange“ nach § 4 Abs. 2 BauGB 
teilen wir Ihnen mit, dass von Seiten der Gemeinde Gosheim zum in Rede stehenden Bebauungsplan keine Einwendungen er-
hoben werden. Auf die Abgabe einer Stellungnahme wird verzichtet, da Belange der Gemeinde Gosheim nicht betroffen sind.  
Die Gemeinde wünscht dem Verfahren einen erfolgreichen Abschluss! 

 Kenntnisnahme. 
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Gemeinde Frittlingen  - Bebauungsplan „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“ 
-Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB- 
Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Landratsamt Tuttlingen - Stabstelle Recht - vom 17.12.2021  

(A) Stellungnahmen der Fachämter berücksichtigen
Das Landratsamt Tuttlingen bedankt sich für die Beteiligung am oben genannten Verfahren und die damit verbundene Möglich-
keit der gemeinsamen Stellungnahme. 
Es wird darum gebeten, die folgenden Stellungnahmen des Landwirtschaftsamtes, der Gewerbeaufsicht, der Naturschutzbe-
hörde und des Wasserwirtschaftsamtes bei der weiteren Planung zu berücksichtigen. 
Das Regierungspräsidium Freiburg – Höhere Raumordnungsbehörde – erhält diesseits Nachricht von diesem Schreiben. 

  
Der Anregung wird 
entsprochen. 

(H) Keine Bedenken und Anregungen von den übrigen Ämtern und Fachbehörden des Landratsamtes 
5. Andere Ämter und Fachbehörde des Landratsamtes 
Von Seiten der übrigen Ämter und Fachbehörden des Landratsamtes werden zum jetzigen Planungsstand keine Bedenken oder 
Anregungen erhoben. 

  
Kenntnisnahme. 

 
 
 

Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Landratsamt Tuttlingen - Landwirtschaftsamt  

(H) Keine grundlegenden Bedenken oder neuerliche Anmerkungen zum Verfahren
Ansprechpartner für Rückfragen: Frau Brunner (07461/926- 1302) 
Es wird im Wesentlichen auf die Stellungnahme vom 17.12.2021 im Rahmen der frühzeitigen Anhörung verwiesen. 
Die leicht geänderte Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung mit Stand vom 12.05.2022 kann durch das Landwirtschaftsamt mitgetra-
gen werden. Er bestehen keine grundlegenden Bedenken oder neuerliche Anmerkungen zum o.g. Planvorhaben. 

  
Kenntnisnahme. 
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Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Landratsamt Tuttlingen - Gewerbeaufsicht  

(H/A) Angeregt wird die Beteiligung der Abteilung 5 beim Regierungspräsidium; 
beigefügte Gutachten und Stellungnahmen erscheinen schlüssig zu sein 

Ansprechpartner für Rückfragen: Herr Gomula (07461-926 5716) 
Wie bereits in vorangegangener Stellungnahme erläutert wurde, handelt es sich bei der genannten Anlage um einen Zaunbe-
trieb, die Zuständigkeit hierfür liegt beim RP Freiburg. Es wird daher gebeten, auch in diesem Verfahren das RP Freiburg Abt. 5 
anzuhören. 

 
Die Planunterlagen wurden 
zur Frühzeitigen Beteiligung 
an das Regierungspräsidium 
Freiburg, Abt. 5 Umwelt ver-
sendet. Eine Stellungnahme 
ging nicht ein. 

 
Der Anregung 
wurde seinerzeit 
entsprochen. 
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Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Landratsamt Tuttlingen - Naturschutzbehörde  

(H) Keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Bebauungsplan; 
abschließende Stellungnahme erst nach Klärung diverser Punkte 
Ansprechpartner für Rückfragen: Frau Reiser (07461/926-5702) 
In der letzten Stellungnahme zum o.g. Bebauungsplan wurde die Überarbeitung einiger Punkte gefordert. Die 
vorliegende Stellungnahme bezieht sich daher auf den aktualisierten Umweltbericht mit Umweltprüfung vom 
09.06.2022 und die Eingriffs- Ausgleichsbilanz vom 12.05.2022. Aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde be-
stehen gegenüber dem Vorhaben nach Änderung der Ersatzmaßnahme E1 keine grundlegenden Bedenken. 
Eine abschließende Stellungnahme kann jedoch erst nach Klärung der folgenden Punkte erfolgen: 
- Übersicht, welche Eingriffe welchem Ausgleich zugeordnet sind 
- Überarbeitung der Unterlagen (Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung) 
Die Untere Naturschutzbehörde erachtet es zudem als sinnvoll, zur Klärung der Fragen einen Ortstermin mit 
der Gemeinde, dem Planer und der Naturschutzbehörde zu vereinbaren. 
Zu den einzelnen Punkten wird folgendes angemerkt: 

 Kenntnisnahme.  

(H/A) Bestandsplan ist nicht aktuell 
3.1 Betroffenheit Ausgleichsflächen 
Der Bestandsplan ist nicht aktuell. Im Jahr 2017 wurde bereits eine 
Erweiterung der Biomasseanlage beantragt und genehmigt, deren 
Baumaßnahmen gemäß Luftbild (Stand 2020) auch bereits umge-
setzt sind. 
Sowohl in der Genehmigung zur Erweiterung als auch in der immis-
sionsschutzrechtlichen Änderungsgenehmigung wurden Maßnah-
men in den Nebenbestimmungen festgesetzt, die zum Teil weiter-
hin in der Bilanzierung zur aktuellen Planung enthalten sind. 

 
Maßgeblich für die Bilanzierung von Nutzungs- und Biotoptypen der Ökokontoverord-
nung ÖKVO ist allein der vorhabenbezogene Bebauungsplan.  
Der Biotoptypenplan BESTAND vom 22.09.2017 bildet die Nutzungs- und Biotoptypen 
als Ausgangszustand ab. Er entspricht dem Biotoptypenplan BESTAND vom 24.09.2021, 
der der Offenlage beilag. Einzige Änderung ist die Erweiterung des Geltungsbereichs im 
äußersten Nordosten.  
Alle seit dem im aktuellen Bebauungsplan dargestellte Veränderungen, seien es bereits 
erstellte Anlagen oder noch geplante flächenbezogene Baumaßnahmen, sind im Bio-
toptypenplan PLANUNG erfasst worden.  
Die dem BESTAND und der PLANUNG zugeordneten Nutzungs- und Biotoptypen sind in 
der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung vom 12.05.2022 jeweils flächenmäßig erfasst und 
bilanziert worden.  

 
Die für das Bebau-
ungsplanverfahren 
erstellten Biotopty-
penpläne BESTAND 
und PLANUNG sind 
aktuell.  
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Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Landratsamt Tuttlingen - Naturschutzbehörde  

(H/A) Korrekturhinweise zu den Planunterlagen 
In beiden Genehmigungen ist zudem festgesetzt, dass dem Landratsamt bis zum 
Maßnahmenabschluss jährlich zum 01.12. ein Bericht über den Umsetzungsstand 
der Maßnahmen zu erbringen ist. Unserer Aktenlage nach ist dies nicht erfolgt 
und daher nachzuholen. 

Die baurechtlichen Genehmigungen sind nicht Gegenstand des Bebauungs-
planverfahrens.  
Der Vorhabenträger ist verpflichtet, getroffenen Vereinbarungen und Fest-
setzungen nachzukommen.  

Kenntnisnahme, 
siehe nebenste-
hende Stellung-
nahme. 

(H/A) Silphie-Kultur ist in den Baugenehmigungen festgesetzt; 
Änderung der Baugenehmigung ist erforderlich 

Die Ersatzmaßnahme E2 ist in den beiden o.g. Genehmigungen als Dauerkultur 
mit Silphie enthalten. Bei einer Kontrolle der Unteren Naturschutzbehörde (2021) 
wurde deren Umsetzung auch festgestellt. Allerdings ist den durch die Untere Na-
turschutzbehörde ausgesprochenen Empfehlungen zur Bewirtschaftung nachzu-
kommen. Außerdem ist diese Maßnahme in den aktuell veranschlagten Maßnah-
men nicht mehr enthalten und nicht ins Kompensationsverzeichnis eingetragen. 
Dies ist nachzuholen, da die Maßnahme als Nebenbestimmung zugeordnet, gesi-
chert und genehmigt und damit weiterhin umzusetzen ist. Sie kann nicht wegge-
lassen werden, ohne die beiden o.g. Genehmigungen zu ändern. 

 

 
Die baurechtlichen Genehmigungen sind nicht Gegenstand des Bebauungs-
planverfahrens. Notwendige Änderungen sind zwischen der zuständigen 
Baurechtsbehörde und dem Vorhabenträger zu klären. 
Der Vorhabenträger ist verpflichtet, getroffenen Vereinbarungen und Fest-
setzungen nachzukommen oder notwendige Änderungen herbeizuführen. 
Im Bebauungsplanverfahren ist die Dauerkultur Silphie nicht mehr enthal-
ten. Am ursprünglich vorgesehenen Standort kann diese aus Sicht der Ge-
meinde auch nicht umgesetzt werden, da hier im Flächennutzungsplan eine 
geplante Wohnbaufläche dargestellt ist. Die Dauerkultur Silphie wurde im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan durch die Ersatzmaßnahme E1 „Exten-
sivierung von Grünland und Bepflanzung des Retentionsbeckens“ ersetzt.  

 
Kenntnisnahme, 
siehe nebenste-
hende Stellung-
nahme. 
 

(H) Doppelbewertung von Maßnahme A1 (Pfg 1) „Pflanzung von 6 Bäumen als Hofzufahrt und zur allgemeinen 
Eingrünung der Hofstelle“ soll identisch sein mit einer Ausgleichsmaßnahme zum früheren Neubau des 
Wohnhauses 

Die Untere Naturschutzbehörde vermutet zudem, dass Ausgleichsmaßnahmen von 2014 (Neubau Wohnhaus) 
auch in die aktuelle Bilanzierung miteinbezogen wurden (insb. K1 – Pflanzung von 6 hochstämmigen Obst- und 
Laubbäumen (Maßnahmenplan zur Eingriffs-Kompensations-Bilanz Benne „Bau eines Wohnhauses“ vom 
11.04.2014) – entspricht aktueller Maßnahme A1?). Diese Maßnahme kann nicht doppelt angerechnet werden. 

Der Hinweis wurde geprüft. Die Bäume der 
bisherigen Ausgleichsmaßnahme A1 / Pfg 1 
waren bereits einem Wohnhausneubau zu-
geordnet. Die Bilanzierung wird entspre-
chend geändert.  
Die bereits durchgeführte Ausgleichsmaß-
nahme A1 verbleibt in den Planunterlagen, 
sodass die laufende Nummerierung der wei-
teren Ausgleichsmaßnahmen beibehalten 
werden kann (Planklarheit).  

 
Kenntnisnahme. 
Dem Hinweis 
wurde entspro-
chen, siehe ne-
benstehende Stel-
lungnahme.  
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Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Landratsamt Tuttlingen - Naturschutzbehörde  

(A) Übersicht erstellen, die darstellt, welchem Eingriff welcher Ausgleich 
zugeordnet ist.  

Auf Grund der Unübersichtlichkeit sowie der Überschneidungen von Än-
derungen, Baumaßnahmen und zugeordneten Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen ist zur Klärung des Sachverhalts eine Übersicht zu erstellen, 
die klar darstellt, welchem Eingriff welcher Ausgleich zugeordnet ist. 
Diese ist der Unteren Naturschutzbehörde vor einem möglichen Ortster-
min vorzulegen. 

Die vorstehend aufgeführten Punkte betreffen vor allem bereits erteilte Genehmi-
gungen. Der Vorhabenträger wird gebeten, die notwendigen Sachverhalte zu klären. 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird ggf. ein Doppelansatz der Ausgleichs-
maßnahme A1 mit der Pflanzung von 6 Bäume (s.o.) gestrichen. Die Eingriffs-/Aus-
gleichsbilanzierung spiegelt die Zuordnung eindeutig wieder, daher ist keine weitere 
Übersicht erforderlich.  

Der Anregung 
kann nicht ent-
sprochen werden. 
Siehe nebense-
hende Stellung-
nahme.  

(H) Berechnungen entsprechen nicht den Vorgaben der ÖKVO; 
Planungsmodul ist anzuwenden 

3.2 Beurteilung Eingriffsregelung 
Die Bewertungsmethode der Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung vom 
12.05.2022 basiert auf der Biotopwertliste der ÖKVO. Die Berechnungen 
entsprechen jedoch nicht den Vorgaben aus der Verordnung. Für Feldge-
hölze, Feldhecken mittlerer Standorte und Gebüsch mittlerer Standorte 
wurde für die Planung der Wert des Feinmoduls angewendet. Da Biotope 
zu Ausgleich eine gewisse Zeit benötigen, um die Wertigkeit des auszu-
gleichenden Biotops zu erreichen, kann der Wert in Bestand und Planung 
bei komplexeren Strukturen nicht identisch sein. Die korrekten Werte 
aus dem Planungsmodul lauten: Feldgehölze (14), Feldhecken mittlerer 
Standorte (14) und Gebüsch mittlerer Standorte (14). Die Werte müssen 
in der Bilanzierung angepasst werden. 

1. Zum wiederholten Male wird die Naturschutzbehörde vom Planungsbüro darauf 
aufmerksam gemacht, dass die Ökokontoverordnung ÖKVO gemäß § 12 Verhältnis 
zum Baurecht nicht für Bebauungspläne gilt. Die ÖKVO kann deshalb nur Hilfsmittel 
sein, nicht aber als Rechtsvorschrift vorgetragen werden. Die Bilanzierung erfolgt 
deshalb rechtskonform „in Anlehnung an die ÖKVO“. Die ÖKVO ist vom Gesetzgeber 
für das „Handelbare Ökokonto“ geschaffen worden.  
2. Der Ansatz des (höher bewerteten) „Feinmoduls“ war seit Einführung der ÖKVO 
Konsens zwischen der Naturschutzbehörde und den Kommunen. Seit kurzer Zeit 
möchte die Naturschutzbehörde Tuttlingen, dass, zum wirtschaftlichen Schaden der 
Kommunen (mehr Ausgleichsfläche, Kauf von Ökopunkten), das geringer bewertete 
„Planungsmodul“ angesetzt werden muss. Hier entsteht eine Ungleichbehandlung, 
erstens zur früheren Verfahren, zweites jedoch insbesondere auch gegenüber gro-
ßen Investoren, die Ökopunkte im Rahmen des „Handelbaren Ökokontos“ generie-
ren und hier verschiedene wertsteigernde Möglichkeiten haben.  
3. Jungpflanzungen zu bewerten wird, fachlich betrachtet, weder das Feinmodul 
noch das Planungsmodul gerecht. Die Gemeinde, hier der Vorhabenträger legen die 
naturschutzfachlichen Maßnahmen heute an, damit sie, je nach Maßnahme, in län-
geren bis sehr langen Zeiträumen, zur vollen Entfaltung kommen. Dies benötigt vor 
allem Zeit und Pflege.  

 
Kenntnisnahme,  
siehe nebenste-
hende Stellung-
nahme des Pla-
nungsbüros, der 
sich der Gemein-
derat anschließt.  
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Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Landratsamt Tuttlingen - Naturschutzbehörde  

(A) Ausgleichsmaßnahme A2: 2 Bäume stehen auf einem höherwertigen Standort, daher ist der Plan-
wert 6 (statt 8) anzuwenden 

Bei der Wertermittlung für die Pflanzung großkroniger Bäume im Plangebiet ist für A2 „Hofeingrünung 
am Weg südl. Whs und am geplanten Hofladen“ bei 2 von 3 Bäumen der Planwert 6 anzuwenden, da die 
Bäume gemäß Biotoptypenplan PLANUNG auf dem mittelwertigen Biotoptypen 33.41 „Fettwiese mittle-
rer Standorte“ geplant sind.  

  
Der Anregung wird 
entsprochen. 

(A) Ausgleichsmaßnahme A3: Tabelle ist zu korrigieren, da Bäume im Verbund mit Hecken stehen und 
somit nicht als Einzelbaum bewertete werden können  

In der selben Tabelle ist die Beschreibung von A3 zu korrigieren (Eingrünung der geplanten Biogasanla-
gen und Fahrsilo durch Bäume). Die Bäume von A3 stehen im Verbund mit Hecken und sind somit nicht 
mehr als Einzelbaum, sondern als Bestandteil der Hecke bzw. des Feldgehölzes zu berechnen. 

 
Die geplanten großkronigen Bäume an den Außen-
rändern der Hofstelle sind nicht als Bestandteil der 
Hecke vorgesehen. Naturschutzfachlich sind sie dort 
kaum als Vorteil zu sehen. Die Bäume werden einzig 
aus landschaftsästhetischen Gründen (Schutzgut 
Landschaftsbild) zur Eingrünung der Hofanlage ge-
pflanzt. Daher ist eine Einzelbaumbewertung sachge-
recht und wird beibehalten. 

 
Der Anregung wird 
nicht entsprochen, 
siehe nebenste-
hende Stellung-
nahme.  

(A) Bestehende Heckenabschnitte im Norden nach gleichem Biotoptyp bewerten
Die Gebüsche im Norden des Plangebiets, in der Nähe der Hofzufahrt, werden im Biotoptypenplan und 
E/A-Bilanz BESTAND als Gebüsch mittlerer Standorte (42.20, F 16) klassifiziert, in der PLANUNG als Feld-
hecke. Aus der E-/A-Bilanz geht nicht hervor, warum die selbe Hecke den Biotoptypen wechselt. Die Be-
rechnung für die Planung ist zwar mit dem Feinmodul-Wert vorzunehmen, jedoch mit dem Feinmodul-
wert desselben Biotoptyps. Durch den geänderten Biotoptyp wird mit dem Feinmodul-Wert für Feldge-
hölze gerechnet (41.10, F 17), wodurch sich eine unrechtmäßige Punkteaufwertung ergibt. Auch die flä-
chenmäßige Abgrenzung ändert sich für die Bestandshecke zwischen dem Bestands- und dem Planungs-
Plan. Ob diese Abweichungen auch in die Flächenbilanzierung einfließt, ist nicht nachvollziehbar und da-
her zu prüfen. 

 
Der Biotoptyp für BESTAND und PLANUNG wird an-
gepasst.  
Zu den angesprochenen räumlichen Abweichungen: 
vgl. Biotoptypenpläne BESTAND und PLANUNG. Die 
jeweiligen Flächenzuordnungen sind in der Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung nachvollziehbar enthalten 
(siehe Nummerierung der Einzelflächen).  

 
Der Anregung wird 
entsprochen 
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Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Landratsamt Tuttlingen - Naturschutzbehörde  

(A/H) Die Ersatzmaßnahme E1 ist nach dem Planungsmodul zu bilanzieren;
Die Ersatzmaßnahme E1 (in den beiden früheren Genehmigungen E2) wurde seit der letz-
ten Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde inhaltlich und räumlich geändert. Das 
Ziel der Maßnahme ist nun die Umwandlung von Wirtschaftsgrünland in extensives Grün-
land auf Flst. Nr. 3185/2 und 3186/2, Gemarkung Frittlingen sowie die Pflanzung von 5 so-
litären heimischen Hochstämmen und heimischen Heckengehölzen auf ca. 160 m2.  
In der E-/A-Bilanz von E1 ist für die Feldhecke trockenwarmer Standorte aus Sicht der Un-
teren Naturschutzbehörde der Wert im Planungsmodul anzuwenden (18 statt 23). Ob es 
sich bei dieser Feldhecke tatsächlich eine Feldhecke trockenwarmer Standorte und nicht 
eher mittlerer Standorte handelt (Nasswiesen im direkten räumlichen Umfeld), ist frag-
würdig. 

 
siehe vorangegangene Stellungnahme der Gemeinde zu: Berech-
nungen entsprechen nicht den Vorgaben der ÖKVO; Planungsmo-
dul ist anzuwenden 

 
Kenntnisnahme, 
siehe nebenste-
hende Stellung-
nahme. 

(A) Maßnahme zum artenschutzfachlichen Funktionsausgleich im Rahmen der Aus-
gleichsmaßnahmen A4 und A5 in die Planungsrechtlichen Festsetzungen aufnehmen 

Die Ausgleichsmaßnahmen A4/A5 sind in der aktuellen Bilanzierung als „Maßnahmen zum 
vorgezogenen Funktionsausgleich“ festgehalten. Der Unteren Naturschutzbehörde stellt 
sich die Frage, ob es sich hierbei um CEF-Maßnahmen handelt. Sollte dies der Fall sein, 
sind diese entsprechend in den Festsetzungen zum Bebauungsplan festzuhalten. 
 

 
Es handelt sich um Maßnahmen zum artenschutzfachlichen Funkti-
onsausgleich (vgl. Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung (bisherige Seite 
29) und Faunistische Vorprüfung zum Artenschutz (Seiten 11 und 
12).  
Umweltbericht, EA-Bilanzierung und Faunistische Prüfung zum Ar-
tenschutz sind Bestandteile des Bebauungsplans. Für eine aus-
drückliche zusätzliche Verankerung der CEF-Maßnahme in den Pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen gibt es keine rechtliche Grund-
lage. Es spricht jedoch auch nichts dagegen, den Hinweis auf die 
CEF-Maßnahme bei den Ausgleichsmaßnahmen A4 und A5 in die 
Planungsrechtlichen Festsetzungen aufzunehmen. 

 
Der Anregung 
wird entsprochen.  
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Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Landratsamt Tuttlingen - Naturschutzbehörde  

(A) Ersatzmaßnahme E1 wird in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag gesichert.
Die externe Kompensationsmaßnahme E1 ist über einen öffentlich-rechtlichen Vertrag zu sichern. Der öffentlich-rechtliche 
Vertrag ist vor Satzungsbeschluss abzuschließen. 

 
Der öffentlich-rechtliche Ver-
trag wird kurzfristig vorberei-
tet und dem Gemeinderat als 
Entwurf vorgelegt.  
Im Hinblick auf den Satzungs-
beschluss im Gemeinderat 
muss der Zeitpunkt des Ver-
tragsabschlusses jedoch offen 
gelassen werden. 

 
Der Anregung wird 
gemäß nebenste-
hender Stellung-
nahme entspro-
chen.  

(H) 3.3 Festsetzungen
Erst nach Klärung der offenen Punkte kann geprüft werden, ob die Maßnahmen in korrekten Umfang in die Festsetzungen 
übernommen wurden. 

  
Kenntnisnahme. 
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Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Landratsamt Tuttlingen - Wasserwirtschaftsamt  

(H) Belange des Bodenschutzes müssen auf Ebene des Bebauungsplans abgearbeitet werden
Ansprechpartner für Rückfragen: Herr Herr (07461/926-5802) 
4.1 Allgemeines zur Stellungnahme der Gemeinde auf Seite 22 der Abwägung: 
Die Gemeinde bzw. deren Bauleitplaner müssen darauf hingewiesen werden, dass die Wasserwirtschaft und der Bodenschutz 
nach Abschluss des Bauleitplanverfahrens in der Regel bei Einzelbauvorhaben innerhalb eines Bebauungsplans nicht mehr be-
teiligt werden. Somit müssen diese Belange auf der Ebene der Bauleitplanung bereits abgearbeitet werden. 
Würden das Wasserwirtschaftsamt im anderen Fall nochmals zu jedem Einzelbauvorhaben gehört werden müssen, hätte das 
erhebliche Auswirkungen auf den Personalbedarf. 

  
Kenntnisnahme. 

(H) Entwässerung ist mit dem Wasserwirtschaftsamt abgestimmt
4.2 Sachgebiet: Kommunales Abwasser 
Die Entwässerung ist in Planung und wird mit dem Wasserwirtschaftsamt abgestimmt. 

Die Genehmigungsplanung vom 08.04.2022 mit zugehörigem 
Lageplan sowie Unterlagen zum hydraulischen Nachweis 
wurde von Breinlinger Ing., Herr Hagen, mit dem Wasserwirt-
schaftsamt, Herrn Dreher, abgestimmt. 

Kenntnisnahme, 
siehe nebenste-
hende Stellung-
nahme. 

(H) Keine Bedenken zum bodenschutzrechtlichen Ausgleich, wenn Ausgleichsbilanzierung von Seiten des Naturschutzes mit-
getragen werden kann 

4.3 Sachgebiet: Bodenschutz 
Die Hinweise bzw. Anregungen des Wasserwirtschaftsamts werden im Abwägungsbeschluss zur Kenntnis genommen. Die Be-
lange des Bodenschutzes (Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen) wurden in den planungsrechtlichen Festsetzungen 
unter Hinweise vollständig berücksichtigt. 
Die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz vom 24.09.2021 wurde am 12.05.2022 geringfügig überarbeitet. Für den Geltungsbereich resul-
tiert beim Schutzgut Boden ein geringfügig höheres Kompensationsdefizit von 59.510 ÖP (alt: 58.975 ÖP). 
Durch die Bodenmaßnahme A4 (Nutzungsumwandlung von Acker in Hecke) kann eine Aufwertung von 4.485 ÖP erlangt wer-
den. Das verbleibende Restdefizit von 55.025 ÖP soll schutzgutübergreifend durch den Überschuss beim Schutzgut Arten und 
Biotope ausgeglichen werden. Wenn von Seiten des Naturschutzes den Angaben der Ausgleichbilanz entsprochen werden kann 
bestehen seitens des Wasserwirtschaftsamts keine Bedenken.. 

  
Kenntnisnahme. 

(H/) Abstimmungen Planungsbüro und Wasserwirtschaftsamt zum Starkregenrisiko laufen
4.4 Sachgebiet: Oberirdische Gewässer 
Das Starkregenrisiko wird vom Planungsbüro im Zusammenhang mit der Entwässerung ermittelt und mit dem Wasserwirt-
schaftsamt abgestimmt. 

 
Siehe oben! 

 
Kenntnisnahme. 
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Gemeinde Frittlingen  - Bebauungsplan „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“ 
-Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB- 
Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Netze BW GmbH - Schreiben vom 31.10.2022 Konstantin Zielke 

(H) Stellungnahme vom 23.11.2021 behält weiterhin Gültigkeit; weitere Verfahrensbeteiligung erwünscht 
Für die Zusendung der Unterlagen bedanken wir uns.  
Eine Stellungnahme zum Planverfahren haben wir mit unserem Schreiben vom 23. November 2021 bereits abgegeben. Diese 
behält nach unserer erneuten Prüfung ihre Gültigkeit. 
Ihre eventuell noch offenen Fragen beantworten wir gerne und bitten Sie, uns weiterhin am Verfahren zu beteiligen. 

 Kenntnisnahme. 

 
 
 

Gemeinde Frittlingen  - Bebauungsplan „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“ 
-Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB- 
Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Regierungspräsidium Freiburg - Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau - Schreiben vom 11.11.2022 Mirsada Gehring-Krso

Anlage des LGRB: Merkblatt für Planungsträger 
 

(H/A) Verweis auf Stellungnahme vom 07.12.2021; keine weiteren Hinweise und Anregungen
B Stellungnahme 
Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellungnahme mit dem Aktenzeichen 2511//21-12580 vom 07.12.2021 sind von 
unserer Seite zum offengelegten Planvorhaben keine weiteren Hinweise oder Anregungen vorzubringen. 

 Kenntnisnahme. 
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Gemeinde Frittlingen  - Bebauungsplan „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“ 
-Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB- 
Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Stadt Rottweil - Bauen und Stadtentwicklung, Abt. 4.1 Stadtplanung - eMail vom 11.11.2022 Silke Hauß 

(H) Keine Anregungen und Bedenken 
Vielen Dank für die Beteiligung im Bebauungsplanverfahren „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenhof“. Von Seiten der Stadt 
Rottweil werden keine Anregungen vorgetragen.  
Da die Stellungnahmen von Seiten der Stadt Rottweil beantwortet werden genügt es, wenn sie uns direkt und nicht noch die 
Ortsteile (in diesem Falle Neufra) anschreiben, da wir wiederum die Unterlagen von Neufra auch noch erhalten. Wir wünschen 
Ihnen noch viel Erfolg beim o. g. Vorhaben. 
Bei Fragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

 Kenntnisnahme. 

 
 

Gemeinde Frittlingen  - Bebauungsplan „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“ 
-Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB- 
Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Vermögen und Bau Baden-Württemberg - Abt. 2 - Immobilienmanagement - Amt Konstanz - eMail vom 31.10.2022 Melanie Merkt 

(H) Keine Anregungen und Bedenken 
Gegen den im Betreff genannten vorhabenbezogenen Bebauungsplan haben wir keine Anregungen oder Bedenken vorzubrin-
gen. 

 Kenntnisnahme. 
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Gemeinde Frittlingen  - Bebauungsplan „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“ 
-Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB- 
Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Vodafone West GmbH - eMail vom 18.11.2022  

(H/A) Stellungnahme vom 31.08.2021 gilt weiterhin
Zum o. a. Bauvorhaben haben wir bereits mit Schreiben vom 31.08.2021 Stellung genommen. Diese Stellungnahme gilt unver-
ändert weiter. 
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Gemeinde Frittlingen  - Bebauungsplan „Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof“ 
-Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB- 
Anregung (A) / Hinweis (H) Stellungnahme der Gemeinde Beschluss 

Zweckverband Bodensee-Wasserversorgung - Planung, Bau, Dokumentation - Zentrale Netzinformation - eMail vom 02.11.2022 Günter Mößner (gleiche Mail 
vom 03.11.2022) 

(H) Keine Anlagen der BWV im Maßnahmenbereich, daher keine Bedenken.
Im Bereich dieser Maßnahme befinden sich weder vorhandene noch geplante Anlagen der BWV. 
Es werden daher keine Bedenken erhoben.  

 Kenntnisnahme. 

 

 

 


